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ame 


ba. 12300.) Geſetz zur Beſtätigung kirchengeſetzlicher Vorſchriften der evangeliſchen Landeskirchen zur 
vollen Ausnutzung des kirchlichen un für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. Vom 
3. Juni 1922. 


Di Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


9 1. 
Es werden, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt die anliegenden, zur vollen Ausnutzu 
des kirchlichen Vermögens ai die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung e Aiccheigefeglicien 
Vorſchriften: 
N 1. die Notverordnung für die evangeliſche Landeskirche der ite Provinzen vom 

20. Januar 1922; g 

2. die Notverordnung für die evangeliſch⸗ Autheriſche Landeskirche der Provinz Hannover, 
vom 16. Januar 1922 f 
3. das Kirchengeſetz für die evangeliſch⸗ ee Landeskir che der Provinz Schleswig 
Holſtein vom 9. Januar 1922 
4. die Notverordnung für die evangeliſche Küche in Heffen vom 4. Februar 1922 8 
5. das „Kirchengeſetz für die evangeliſche Kirche des Konſiſtorial h Weed vom 
4. Februar 1922; 
6. die Notverordnung für die evangeliſch⸗reformierte Kirche der e Hannover vom 
4. 8 1922; i 


Soweit dieſe kirchengeſetzlichen Vorſchriften in n wohlerworbene Rechte eingreifen, erlangen ſie 
Rechtswirkſamkeit erſt vom 1. April 1922 ab. Se „ 


8 32 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird bien verkündet. Die verfaſſungs, 
igen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. we 
ah den = Juni 1922. 


in. Das Preußiſche Staatsminifterium. 
A in:, Boelitz. 15 


-Cefohfommtung 1922. (Mr. 1230012302) | a eee 
Ausgegeben zu Berlin den 24. Juni 1922. 


die zum preußiſchen Staatsgebiete gehörigen Teile der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen ver⸗ 


von Mietentſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach den jeweils 


Anlage 1. 


Notverordnung 


zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfnijfe der Pfarrbeſoldung. 4 
Vom 20. Januar 1922. i 


Auf Grund des § 34° der Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876 (Geſetzſamml. ©. 8) wird, 
nachdem der Generalſynodalvorſtand ſowohl die Unaufſchieblichkeit anerkannt als auch dem Inhalte dieſes 
Erlaſſes zugeſtimmt hat, bis zur demnächſtigen geſetzlichen Geſamtregelung des Pfarrerverſorgungsweſens für 


ordnet, was folgt: 
Artikel J. 
er 

Aus den Erträgen des Pfarrſtellenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit find zu⸗ 
nächſt diejenigen Leiſtungen im Sinne des § 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche 
vom 26. Mai 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stelleneinkommens bisher oblagen. Danach ſind bei 
den in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die im § 11 Abſ. 3 Satz! 
des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe desjenigen laufenden 
Betrages zu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahre 1920 aus ihnen gedeckt wurde. e 
Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge find mit Wirkung vom 1. April 1920 ab ausſchließlich 
zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗, Negulativ- oder Dienſtein ? 
kommens leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß 88 3, 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſowie 


geltenden Grundſätzen für die landeskirchliche Übergangsverſorgung des Pfarrerſtandes erreichen full. 
ne 7 R 2. — 


Soweit die Erträge des Pfarrſtellenvermögens für dieſe Aufbeſſerung nicht ausreichen, find aushilfs— 
weiſe die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des örtlichen Kirchenver⸗ 
mögens heranzuziehen, ſoweit dieſe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werden. Im 
übrigen iſt die Kirchengemeinde zu dieſer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten ſolcher Geift 
lichen, deren Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt oder die ſich gemäß § 12 des Pfarrbe⸗ 
ſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 einen Nießbrauch am Stellenvermögen vorbehalten haben. 

Für die unter einem Pfarramt vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Heranziehung ihrkr Kirchen⸗ 
vermögen § 11 Abf. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 entſprechende Anwendung. 


§ 3. 

Die Aufbeſſerung nach SS 1, 2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Zuſchüſſe zu geſchehen, deren 
i Feſtſezung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Gemeindekirchenrat obliegt. N 
In allen Fällen kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Provinzialſynodalvorſtandes nach un. 

hörung der Kirchengemeinde und des Kreisſynodalvorſtandes anordnen, daß ein ſolcher Zuſchuß bis auf weiteres > 

geleiſtet werde. 5 $ 
Dieſe Zuſchüſſe ftellen geſetzliche, aus dem kirchlichen Vermögen, gegebenenfalls durch die Kirchengemeinde 
zu beſtreitende Leiſtungen dar. i N f : 
8 4. 


Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 
Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungsſahr 1920 planmäßig vorgeſehenen Betrag iſt erſt nach Er⸗ 
füllung der Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. 5 


* 


= — 


— 


1 N 55 ©; 5 
Kirchengemeinden, die bei Unzulänglichkeit des Pfarr⸗ oder Kirchenvermögens zwecks Bereitſtellung von 
Zuſchüſſen im Sinne des 5 3 ihre Kirchenſteuerbelaſtung über deren für das Rechnungsjahr 1920 planmäßig 
pörgefehenen Umfang hinaus erhöhen, erhalten dieſe Erhöhung auf die bevorſtehende Erhöhung der landes⸗ 
kirchlichen Umlagen angerechnet. ö f 


Artikel II. 


84 
Soweit die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des Pfarrſtellen⸗ 
vermögens den Deckungsbedarf nach Artikel I 8 1 überſteigen, ſind fie. zu einem Drittel bei der beteiligten 
Pfarrſtelle als Rücklage anzuſammeln. Zu einem weiteren Drittel diefes ÜUberſchuſſes find fie der beteiligten 
Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche Bedürfniſſe zu überweiſen, während das letzte Drittel an 
den landeskirchlichen Hilfsfonds zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Auf 
bringung ihrer Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen iſt. 


9 2. 

Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, der 
Kirchengemeinde und des Kreisſynodalvorſtandes. Wegen der Anteilsberechtigung mehrerer unter einem Pfarr⸗ 
amte vereinigter Gemeinden findet § 11 Abſ. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſinngemäße 
Anwendung. e 5 5 

ER 83. 

Soweit die Erträge eines gemäß § 12 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 dem Stellen⸗ 
inhaber überlaſſenen Nießbrauchs, nach Abzug des Abernahmepreiſes und etwaiger Werbungskoſten unter Zu⸗ 
rechnung der ſonſtigen Dienſtbezüge den Deckungsbedarf im Sinne des Artikel J 8 1 überſteigen, unterfallen 
fie gleichfalls der Abgabepflicht nach § 1. 

8 4. 


Die im § 15 Abf. 3 bis 5 der Ruhegehaltsordnung vom 26. Mai 1909 vorgeſehenen Leiſtungen bleiben 
ſeit dem 1. April 1920 außer Hebung. i 


Artikel III. 


8. = 

Unbeſetzte oder freiwerdende Pfarrſtellen dürfen erſt wieder beſetzt werden, nachdem der Evangeliſche 
Oberkirchenrat ausdrücklich anerkannt hat, daß fie für die pfarramtliche Verſorgung des beteiligten Pfarrbezirkes 
unentbehrlich find. Die Verſagung dieſes Anerkenntniſſes bedarf der Zuſtimmung des Generalſynodalvorſtandes. 


= Die Geiftlichen find verpflichtet, ſich Zuweiſungen benachbarter Pfarrbezirke oder der Amtsgeſchäfte 
anderer Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde ohne beſondere Vergütungen gefallen zu laſſen. Bei dauernden 
Zuweiſungen kann ihnen innerhalb ihres bisherigen oder entſprechend erweiterten Pfarrbezirkes ein anderer 
geeigneter Amtsſitz angewieſen werden, ſofern die Verlegung im Intereſſe einer günſtigeren Verwaltung des 
neuen Pfarrbezirkes notwendig ift. i 
’ 83. 


Das Einkommen unbeſetzter Pfarrſtellen ift nach Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen 
in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte, ſodann zur Deckung der für die Ver⸗ 
richtung der Pfarramtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden Zuhrkoſten und dauach zur Aufbefferung der 
Beſoldung des das erledigte Pfarramt bzw. die erledigte Pfarrſtelle verwaltenden Geiftlihen gemäß Artikel I 
zu verwenden. Nach den gleichen Grundſätzen iſt bei Parochialregelungen zwecks Aufhebung oder dauernder 
Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren, mit der Maßgabe, daß letzteren Falles die nach Deckung der Koſten 
etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte ſowie etwaiger Fuhrkoſten verbleibenden Einkommensteile das gemeinſame 
Stelleneinkommen zu bilden haben. 


28* 


ee 


Der Reinerlös aus der Nutzung der Pfarrhaus⸗ und Gartengrundſtücke unbeſetzt bleibender Pfarrſtellen 
fällt der Kirchenkaſſe der beteiligten Gemeinde zu und iſt in erſter Linie für die Sicherung der Pfarrbaulaſt 
zu verwenden. wi 

Artikel IV. g i 


; Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch den Evangeliſchen 
Oberkirchenrat unter Mitwirkung des Generalſhnodalvorſtandes erlaſſen. 


Artikel V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Charlottenburg, am 20. Januar 1922. 


Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. 


Anlage 2. 


Notverordnung 


zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. 
: Vom 16. Januar 1922. 


85 Auf Grund des $ 26 des Kirchengeſetzes, betreffend verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen für die evangeliſch⸗ 

lutheriſche Landeskirche der Provinz Hannover, vom 31. Dezember 1920 (Kirchl. Amtsbl. 1921 S. 61) wird, 
nachdem der ſtändige Ausſchuß der Landessynode ſowohl die Unaufſchiebbarkeit anerkannt als auch dem In⸗ 
halte dieſer Notverordnung zugeſtimmt hat, bis zur demnächſtigen geſetzlichen Geſamtregelung des Pfarrder⸗ 
ſorgungsweſens für die evaugeliſch⸗lutheriſche Landeskirche der Provinz Hannover verordnet, was folgt: 


Artikel J. 
: ee 

Aus den Erträgen des Pfarrſtellenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit ſind zu⸗ 
nächſt diejenigen Leiſtungen im Sinne des $ 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche 
vom 26. Mai 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stelleneinkommens bisher oblagen. Danach ſind bei 
den in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die im § 11 Abf. 4 des 
farrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe desjenigen laufenden Betrags 
bu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahr 1920 aus ihnen gedeckt wurde. 

5 Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge ſind mit Wirkung vom 1. April 1920 ab ausſchließ⸗ 
lich zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗, Regulativ⸗ oder Dienſt⸗ 
einkommens leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß §8 3, 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 jo» 
wie von Mietentſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach den 
jeweils geltenden Grundſätzen für die landeskirchliche Ubergangsverſorgung des Pfarrerſtandes erreichen ſoll. 


2. s : 

= Die Kirchenvorſtände find zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der 
Pfarrbeſoldung verpflichtet. > 

Soweit die Erträge des Pfarrſtellenvermögens für die Aufbeſſerung nach §8 1 Abſ. 2 nicht ausreichen, 

ſind aushilfsweiſe die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des örtlichen 

KLäarchenvermögens heranzuziehen, ſoweit dieſe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werben. 
Im übrigen iſt die Kirchengemeinde zu dieſer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten ſolcher Geiſtlichen, 

deren Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt. . a 

; Für die unter einem Pfarramt vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Beitragsleiſtungen § 11 

Abf. 8 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 entſprechende Anwendung. 


— 145 
83. e f 

Die Aufbeſſerung nach SS 1, 2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Juſchüſſe zu geſchehen, deren 
ſtſetzung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Kirchenvorſtand obliegt. i 

In allen Fällen kann das Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuſſes anordnen, daß ein folder Zuſchuß bis auf weiteres geleiſtet werde. 

Dieſe Zuſchüſſe ſtellen geſetzliche Leiſtungen dar. 

§ 4. 5 
Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 
Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungsjahr 1920 planmäßig vorgeſehenen Betrag iſt erſt nach Erfüllung 
der. Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. A 
Like A 


2% 

Soweit die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des Pfarrſtellenver⸗ 
mögens den Deckungsbedarf nach Artikel 1 § 1 überſteigen, find fie zu einem Drittel bei der beteiligten Pfarr⸗ 
ſtelle als Rücklage anzuſammeln. Ju einem weiteren Drittel dieſes ÜUberſchuſſes find fie der beteiligten Kirchen⸗ 

gemeinde für örtliche kirchliche Bedürfniſſe zu überweiſen, während das letzte Drittel an den landeskirchlichen 
Beſoldungsfonds zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Aufbringung ihrer 
Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen iſt. 819 
8 2. 8 
Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, des 
Kirchenvorſtandes und des Bezirksſynodalausſchuſſes. Wegen der Auteilsberechtigung mehrerer unter einem Be 
Pfarramte vereinigter Gemeinden findet $ 11 Abf. 8 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 immo 
gemäße Anwendung. . „ 
— 7 Artikel III. 


N Sl Ey 
Unbeſetzte oder freiwerdende Pfarrſtellen dürfen erſt wieder beſetzt werden, nachdem das Landeskonſt. 
rum ausdrücklich anerkannt hat, daß fie unentbehrlich ſind. Die Verſagung dieſes Anerkennkniſſes bedarf 
der Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode. 
8. 25 5 
Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, ſich Zuweifungen benachbarter Pfarrbezirke oder der Amtsgeſchäfte 
r Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde ohne beſondere Vergütungen für die Mehrarbeit gefallen zu laſſen. 
8 83 5 > N 
§ 3. 
ö Das Einkommen unbeſetzter Pfarrſtellen iſt nach Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen 
in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder „erſatzkräfte, ſodann zur Deckung der für die Ver⸗ 
lichtung der Pfarramtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden Fuhrkoſten und Aufwandsentſchädigungen und 
mac zur Aufbeſſerung der Beſoldung des das erledigte Pfarramt bzw. die erledigte Pfarrſtelle verwalten. 
Geiſtlichen gemäß Artikel I zu verwenden. Nach den gleichen Grundſätzen iſt bei Parbchialregelungen 
zwecks Aufhebung oder dauernder Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren mit der Maßgabe, daß letzteren 
alles die nach Deckung der Koften etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder terſatzkräfte ſowie etwaiger Fuhrkoſten ver⸗ 
bleibenden Einkommensteile das gemeinſame Stelleneinkommen zu bilden haben. 5 15 
= 5 Artikel IV. 
Wohlerworbene Rechte werden durch dieſe Notverordnung nicht berührt. 
N Artikel V. a RR 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch das Landeskonſi⸗ 
zum unter Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode erlaſſen. 75 
1 ; Artikel VI. 5 5 8 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


andere 


Der Evangeliſch-Lutheriſche Landeskirchenausſchuß. 8 


N 


18 


lage 3. 
Sn Kirchengeſetz 


zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. 
Vom 9. Januar 1922. 


Fir die rn, lutheriſche Landeskirche der Provinz Schleswig⸗ . wird mit Zustimmung 99 
Geſamtſynode verordnet, was folgt: Artikel l. 
ti f 


8 sl 
Aus den Erträgen des Dfaxefilenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit ſind 
zunächſt diejenigen Leiſtungen im Sinne des § 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt⸗ 
liche vom 26. Mai 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stellenvermögens bisher oblagen. 
7 ſind bei den in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die 
im § 11 Abſ. 2 Satz 1 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe 
desjenigen laufenden Betrags zu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahre 1920 aus ihnen gedeckt wurde. 8 
{ Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge find mit Wirkung vom 1, April 1920 ab aus⸗ 
ſchließlich zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗ oder Dienſtein⸗ 
kommens leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß §§ 3 und 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 
ſowie von Mietentſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach 
den jeweils geltenden Grundſätzen für die landeskirchliche Ubergangsverſorgung der Geiſtlichen erreichen ſoll. 


8 2. g 
Soweit die Erträge des Dfarzftellenvermögen für dieſe Aufbeſſ ſerung nicht ausreichen, find aushilfs⸗ 
weiſe die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des örtlichen Kirchenver⸗ 
mögens heranzuziehen, ſoweit dieſe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werden. Im 


übrigen iſt die Kirchengemeinde 10 diefer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten von ſolchen 


Geiſtlichen, deren Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt oder die ſich gemäß § 12 des Pfart⸗ a 
beſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 einen Nießbrauch am Stellenvermögen vorbehalten haben. 3 

Für die unter einem Pfarramt vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Heranziehung ihrer Kirchen 
vermögen $ 11 Abſ. 3 des P jazebefplBingsgefehes vom 26. Mai 1909 entſprechende Anwendung. 


8.3. a 
Die Aufbeſſerung nach 88 1,2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Zuſchüſſe zu geſchehen, deren 
Feſtſetzung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Kirchenvorſtande obliegt. 
In allen Fällen kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes nach An 
hörung der Kirchengemeinde und des Nr 'opſteiſynodalausſchuſſes anordnen, daß ein ſolcher Zuſchuß bis auf 
weiteres geleiſtet werde. 2 
Dieſe Zuſchüſſe ſtellen geſetzliche, aus dem kirchlichen Vermögen, gegebenenfalls durch die Kirchenge⸗ 
meinde zu beſtreitende N dar. 1 RN Br 


= Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 
Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungs jahr 1920 Sn vorgeſehenen Betrag ift erſt nach = 
füllung der Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. N 9 5. 


Kirchengemeinden und Parochialverbände, die infolge Unzulängliheit des Ye und Kirchenvermögens 5 


zur Gewährung von Zuſchüſſen im Sinne des § 3 ihre Kirchenſteuer vom 1. Apri 1920 ab haben erhöhen 


müſſen, erhalten die für dieſe Zuſchüſſe nerven! deten Beträge auf die bevorſtehende Erhöhung der e 
kirchlichen Umlagen angerechnet, Artikel IL 
ti ; 


Soweit die Erträge des Pfarrſtellenndermögens r Deckungsbedarf nach Artikel I 81 übersteigen, erh 
ſie in drei Teile geteilt. Das erſte Drittel iſt zwecks Unterftügung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Ge, 
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meinden bei Aufbringung ihrer Beſoldungslaſten an den bei der Geſamtſynodalkaſſe zu bildenden Verſorgungs⸗ 
fonds abzuführen. > A 
8 Das zweite Drittel behält der Pfarrſtelleninhaber, während das letzte Drittel bei den bei der Alters- 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen der Kirchengemeinde, bei den übrigen dem Stelleninhaber zufällt. 


Dieſe Regelung tritt bei denjenigen Pfarrſtellen, die bei der Alterszulagekaſſe verſichert ſind, vom 
J. April 1920 ab, bei den anderen Pfarrſtellen vom 1. April 1922 ab in Kraft 5 


\ 19) 8 
Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, der 
Kirchengemeinde und des Propſteiſynodalausſchuſſes. Wegen der Anteilsberechtigung mehrerer unter einem 
Pfarramt vereinigter Gemeinden findet § 11 Abſ. 3 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. 
§ 3. N 
5 Soweit die Erträge eines gemäß § 12 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 dem Stellen- 
inhaber überlaſſenen Nießbrauchs nach Abzug des Abernahmepreiſes und etwaiger Werbungskoſten unter Zu⸗ 
rechnung der ſonſtigen Dienſtbezüge den Deckungsbedarf im Sinne des Artikel I § 1. überſteigen, unterfallen 
fie gleichfalls der Abgabepflicht nach § 1. 5 
Die im § 11 Abſ. 3 der Ruhegehaltsorduung vom 26. Mai 1909 vorgeſehenen Leiſtungen bleiben vom 
J. April 1922 ab außer Hebung. i 
N : Artikel IH, 


SER 
UAUubeſetzte oder freiwerdende Pfarrſtellen dürfen nicht wieder beſetzt werden, wenn das Konſiſtorium 
unter Zuſtimmung der Geſamtſynode nach Anhörung der beteiligten Kirchengemeinden und des elenden 
Vropſteiſynodalausſchuſſes ausdrücklich feſtgeſtellt hat, daß dieſe Pfarrſtellen für die Verſorgung der betreffenden 
Kirchengemeinden entbehrlich ſind. 8 92 
Die Geiſtlichen find verpflichtet, ſich Zuweiſungen benachbarter Kirchengemeinden oder der Amtsgeſchäfte 
anderer Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde gefallen zu laſſen. Bei dauernden Zuweiſungen kann ihnen inner⸗ 
halb ihrer bisherigen oder entſprechend erweiterten Gemeinde ein anderer geeigneter Amtsſitz angewieſen werden, 
ſofern die Verlegung im Intereſſe einer günſtigeren Verwaltung der Gemeinde notwendig iſt. | 
83. 
. Das Einkommen unbeſetzter Pfarrſtellen iſt nach Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen 
in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder erſatzkräfte, ſodann zur Deckung der für die Ver⸗ 
lichtung der Amtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden Fuhrkoſten und danach zur Aufbeſſerung der Beſoldung 
des die erledigte Pfarrſtelle verwaltenden Geiſtlichen gemäß Artikel J zu verwenden. Nach den gleichen Grund⸗ 
fügen iſt bei Parochialregelungen zwecks Aufhebung oder dauernder Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren, 
mit der Maßgabe, daß letzteren Falles die nach Deckung der Koſten etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte ſo⸗ 
wie etwaiger Juhrkoſten verbleibenden Einkommensteile das gemeinſame Stelleneinkommen zu bilden haben. 
Der Reinerlös aus der Nutzung der Pfarrhaus und Gartengrundſtücke unbeſetzt bleibender Pfarrſtellen 


fällt der Kirchenkaſſe der beteiligten Gemeinde zu und iſt in erſter Linie für die Sicherung der Pfarrbaulaſt 
zu verwenden. ; 


a ET 


7 


/ Artikel IV. 
8 Die zur Ausführung dieſes Kirchengeſetzes erforderlichen Vorſchriften werden durch das Konſiſtorjum 
unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes erlaſſen. 

Artikel V. f 

Dieſes Kirchengeſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft und mit dem Inkrafttreten eines 
neuen Pfarrbeſoldungsgeſetzes, ſpäteſtens am 1. April 1924, außer Kraft. 
f Kiel, den 9. Januar 1922. 5 8 
ö 8 Der Landeskirchenausſchuß. 


liche vom 26. Mat 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stelleneinkommens bisher oblagen. Danach ſind 


den Betrags zu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahre 1920 aus ihnen gedeckt wurde. 


3 > den Grundſätzen für die landeskirchliche Übergangsverforgung des Pfarrerſtaudes erreichen ſoll. 


vermögen § 11 Abf. 4 des Pfarrbeſoldungsgefetzes vom 26. Mai 1909 eutſprechende Anwendung. 


re 
Anlage 4. 


Notverordnung 


Zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. 
Vom 4. Februar 1922. 5 


i Auf Grund des § 66 Ziffer 1 der Presbyterial⸗ und Synodalordnung vom 16. Dezember 1885 (Geſetz⸗ 4 
ſamml. 1886 S. 1) wird mit Zuſtimmung des Geſamtſynodalausſchuſſes bis zur demuächſtigen geſetzlichen 
Geſamtregelung des Pfarrverſorgungsweſens für die evangeliſche Kirche in Heſſen verordnet, was folgt: 3 


Artikel J. 

8. 1 
Aus den Erträgen des Pfarrſtellenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit find zu⸗ 
nacht diejenigen Leiſtungen im Sinne des § 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt⸗ 


bei den in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die im § 11 Abſ. 2 
Satz ! des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe desjenigen laufen-. 


Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge find mit Wirkung vom 1. April 1920 ab ausſchließ⸗ 
lich zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗ oder Dienſteinkommens 
leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß 83 3, 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſowie von Miet⸗ 
entſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach den jeweils gelten- 


2 


Soweit die Erträge des Pfarrſtellenvermögens für die Aufbeſſerung nicht ausreichen, ſind aushilfswei 
die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Exträge des örtlichen Kirchenvermöger 
heranzuziehen, ſoweit dieſe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werden. Im übrigen 
iſt die Kirchengemeinde zu dieſer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten ſolcher Geiſtlichen, dere 
Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt. : Er 
Für die unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Heranziehung ihrer Kirchen 


Die Aufbeſſerung nach SS 1, 2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Zuſchüſſe zu geſchehen, dere 
Feſtſetzung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Presbyterium obliegt. 92 
N In allen Fällen kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes nach Ar 
bhörung der Kirchengemeinde und des Diözeſanſynodalvorſtandes anordnen, daß ein ſolcher Zuſchuß bis au 
weiteres geleiſtet werde. e b ; a 
Diieſe Zuſchüſſe ſtellen geſetzliche, aus dem kirchlichen Vermögen, gegebenenfalls durch die Kirchen 
gemeinde zu beſtreitende Leiſtungen dar. . 
8 4. 8 i Be 
Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 
Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungsſahr 1920 planmäßig vorgeſehenen Betrag iſt erſt nach Er⸗ 
füllung der Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. 
f f 8 5. 8 
Kirchengemeinden, die bei Unzulänglichkeit des Pfarr- oder Kirchenvermögens zwecks Bereitſtellung vo 
Zuſchüſſen im Sinne des § 3 ihre Kirchenſteuerbelaſtung über deren für das Rechnungsjahr 1920 plammäßi 
vorgeſehenen Umfang hinaus erhöhen, erhalten dieſe Erhöhung auf die bevorſtehende Erhöhung der landes 
kirchlichen Umlagen angerechnet. . ö 
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Artikel IL 
| $1. / er 
Soweit die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des Pfarrſtellen⸗ 
vermögens den Deckungsbedarf nach Artikel I § 1 überſteigen, find fie zu einem Drittel bei der beteiligten 
Pfarrſtelle als Rücklage anzuſammeln. Zu einem weiteren Drittel dieſes ÜUberſchuſſes find fie der beteiligten 
Kirchengemeinde für allgemeine örtliche Bedürfniſſe zu überweiſen, während das letzte Drittel an die Geſamt⸗ 
ſynodalkaſſe zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Aufbringung ihrer Pfarr⸗ 
beſoldungslaſten abzuführen iſt. f N 


8. 2. i 
Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, 


Pfarramte vereinigter Gemeinden findet § 11 Abſ. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſinn⸗ 
gemäße Anwendung. a 
55 Die im § 13 Abſ. 3 bis 5 der Ruhegehaltsordnung vom 26. Mai 1909 vorgeſehenen Leiſtungen bleiben 
ſeit dem 1. April 1920 außer Hebung. 
Arte n f 


81. 3: 
Unbeſetzte oder frei werdende Pfarrſtellen dürfen nur dann wieder beſetzt werden, wenn zwiſchen dem 
Konſiſtorium und dem Geſamtſynodalausſchuß Einverſtändnis darüber beſteht, daß ſie für die pfarramtliche 
Verſorgung des beteiligten Pfarrbezirkes unentbehrlich find. f f 1 


5 § 2. Er 

Die Geiftlichen find. verpflichtet, ſich Zuweiſungen benachbarter Pfarrbezirke oder der Amtsgeſchäfte 
anderer Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde ohne beſondere Vergütungen gefallen zu laſſen. Bei Ge Qu 
weifungen kann ihnen innerhalb ihres bisherigen oder entſprechend erweiterten Pfarrbezirkes ein anderer ger 
eigneter Amtsſitz angewieſen werden, ſofern die Verlegung im Intereſſe einer günſtigeren Verwaltung des 
neuen Pfarrbezirkes notwendig iſt. 


$ 3. | 

Das Einkommen unbeſetzter Pfarrſtellen iſt nach Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen 
in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs- oder -erfabkräfte, ſodann zur Deckung der für die Ver⸗ 
richtung der Pfarramtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden Fuhrkoſten und danach zur Aufbeſſerung der Be 
ſoldung des das erledigte Pfarramt beziehungsweiſe die erledigte Pfarrſtelle verwaltenden Geiſtlichen gemäß 
Artikel I zu verwenden. Nach den gleichen Grundſätzen iſt bei Parochialregulierungen zwecks Aufhebung oder 
dauernder Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren, mit der Maßgabe, daß letzteren Falles die nach Deckung 
5 der Koſten etwaiger Pfarrhilfs⸗ und »erſatzkräfte ſowie etwaiger Fuhrkoſten verbleibenden Einkommensteile 
das gemeinſame Stelleneinkommen zu bilden haben. a 5 

= Der Reinerlös aus der Nutzung dev Pfarrhaus⸗ und gartengrundſtücke unbeſetzt bleibender Pfarrſtellen 
fällt der Kirchenkaſſe der beteiligten Gemeinde zu und iſt in erſter Linie für die Sicherung der Pfarrbaulaſt 
zu verwenden. 5 5 

MIETE Va 

Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch das Konſiſtorium 
unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes erlaſſen. 
Artikel V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft, 

Berlin, am 4. Februar 1922. 
Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 

8 beauftragten Staatsminiſter. 

Severing. v. Richter. Wendorff. 
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der Kirchengemeinde und des Diözeſanſynodalvorſtandes. Wegen der Anteilsberechtigung mehrerer unter einem 


| Anlage 5. 


Kirchengeſetz 
Zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. 
Vom 4. Februar 1922. 


Fir die evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden wird unter Zuſtimmung der Bezirksſynode 
verordnet, was folgt: 
5 Wir, die auf Grund des Artikel 82 Abſ. 2 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 30. November 
1920 beſtimmten drei Miniſter evangeliſchen Glaubens verordnen für den Konſiſtorialbezirk Wiesbaden mit 
Zustimmung der Bezirksſynode, was folgt: 5 
ö Artikel J. 
= 88 

Aus den Erträgen des Pfarrſtellenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit ſind zunächſt 
diejenigen Leiſtungen im Sinne des § 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche vom 

26. Mai 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stelleneinkommens bisher oblagen. Danach ſind bei den 
in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die im § 11 Abſ. 3 Satz 1 des 
Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe desjenigen laufenden Betrags 
zu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahre 1920 aus ihnen gedeckt wurde. 

Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge ſind mit Wirkung vom 1. April 1920 ab ausſchließlich 
zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗, Negulativ- oder Dienſt⸗ 
einkommens leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß SS 3, 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſowie 

von Mietentſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach den jeweils 
d geltenden Grundſätzen für die landeskirchliche Ubergangsverſorgung des Pfarrerſtandes erreichen ſoll. 


f h 8 2. : 
X Soweit die Erträge des Pfarrſtellenvermögens für dieſe Aufbeſſerung nicht ausreichen, ſind aushilfsweiſe 
die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des örtlichen Kirchenvermögens 
heranzuziehen, ſoweit diefe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werden. Im übrigen iſt 
die Kirchengemeinde zu dieſer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten ſolcher Geiſtlichen, deren 
Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt oder die ſich gemäß § 12 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
vom 26. Mai 1909 einen Nießbrauch am Stellenvermögen vorbehalten haben. 
Für die unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Heranziehung ihrer Kirchen⸗ 
vermögen § 11 Abſ. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 entſprechende Anwendung. 


5 § 3. : 
8 Die Aufbeſſerung nach SS 1, 2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Zuſchüſſe zu geſchehen, deren 
Feſtſetzung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Kirchenvorſtand obliegt. 7 

In allen Fällen kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Bezirksſynodalausſchuſſes nach Anhörung 


der Kirchengemeinde und des Kreisſynodalvorſtandes anordnen, daß ein ſolcher Zuſchuß bis auf weiteres 
geleiſtet werde. 


Dieſe Zuſchüſſe ſtellen geſetzliche, aus dem kirchtichen Vermögen, gegebenenfalls durch die Kirchen⸗ 
gemeinde zu beſtreitende Leiſtungen dar. 


. 8 4. f s 
Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 


der Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. 


7 


Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungsjahr 1920 planmäßig vorgeſehenen Betrag iſt erſt nach Erfüllung 
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5 8 5. | 
Kirchengemeinden, die bei Unzulänglichkeit des Pfarr⸗ oder Kirchenvermögens zwecks Bereitſtellung von 
ZJuſchüſſen im Sinne des § 3 ihre Kirchenſteuerbelaſtung über deren für das Rechnungsjahr 1920 plan⸗ 


mäßig vorgeſehenen Umfang hinaus erhöhen, erhalten dieſe Erhöhung auf die bevorſtehende Erhöhung der 
landeskirchlichen Umlagen angerechnet. 5 


Artikel U. 


8 a 
Soweit die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des Pfarrſtellen⸗ 
vermögens den Deckungsbedarf nach Artikel 18 1 überſteigen, find fie zu einem Drittel bei der beteiligten 
Pfarrſtelle als Rücklage anzuſammeln. Zu einem weiteren Drittel dieſes Überſchuſſes ſind ſie der beteiligten 
Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche Bedürfniſſe zu überweiſen, während das letzte Drittel an den 
Evangeliſchen Sentralkirchenfonds zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Auf⸗ 
bringung ihrer Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen iſt. 
\ § 2. 
Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, 
der Kirchengemeinde und des Kreisſynodalvorſtandes. Wegen der Anteilsberechtigung mehrerer unter einent 
Pfarramt vereinigter Gemeinden findet $ 11 Abſ. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. Ei 
83. Fangen 
Soweit die Erträge eines gemäß § 12 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 dem Stellen⸗ 
inhaber überlaſſenen Nießbrauchs nach Abzug des Ubernahmepreiſes und etwaiger Werbungskoſten unter 
Zurechnung der ſonſtigen Dienſtbezüge den Deckungsbedarf im Sinne des Artikel 1 8 1 überſteigen, unter⸗ 
fallen fie gleichfalls der Abgabepflicht nach § Ir 
Artikel III. 
§ 1. N ae | 
Unbeſetzte oder freiwerdende Pfarrſtellen dürfen erſt wieder beſetzt werden, nachdem das Konſiſtorjum 
ausdrücklich anerkannt hat, daß fie für die pfarramtliche Verſorgung des beteiligten Pfarrbezirkes unentbehrlich 
ſind. Die Verſagung dieſes Anerkenntniſſes bedarf der Zuſtimmung des Bezirksſynodalausſchuſſes und der 
vorherigen Anhörung der Kirchengemeinden und des Kreisſynodalvorſtandes. N 


Die Geiftlichen find verpflichtet, ſich Zuweiſungen benachbarter Pfarrbezirke oder der Amtsgeſchäfte anderer 
Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde ohne beſondere Vergütungen gefallen zu laſſen. Bei dauernden Zupeiſungen 
kann ihnen innerhalb ihres bisherigen oder entſprechend erweiterten Pfarrbezirkes ein anderer geeigneter Amtsſitz 
angewieſen werden, ſofern die Verlegung im Intereſſe einer günſtigeren Verwaltung des neuen Pfarrbezirkes 
notwendig iſt. 

983 


Das Einkommen nach Entſcheidung des Konſiſtoriums (§ 1) unbeſetzt bleibender Pfarrſtellen iſt nach 
Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs⸗ 
oder ſerſatzkräfte, ſodann zur Deckung der für die Verrichtung der Pfarramtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden 
Juhrkoſten und danach zur Aufbeſſerung der Beſoldung des das erledigte Pfarramt bzw. die erledigte Pfarr⸗ 
ſtelle verwaltenden Geiſtlichen gemäß Artikel J zu verwenden. Nach den gleichen Grundſätzen iſt bei Parochial⸗ 
regelungen zwecks Aufhebung oder dauernder Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren, mit der Maßgabe, 
daß letzteren Falles die nach Deckung der Koſten etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte ſowie etwaiger Fuhr⸗ 
koſten verbleibenden Einkommensteile das gemeinſame Stelleneinkommen zu bilden haben. 5 ER 

Der Reinerlös aus der Nutzung der Pfarrhaus⸗ und Gartengrundſtücke unbeſetzt bleibender Pfarrſtelln 
fällt der Kirchenkaſſe der beteiligten Gemeinde zu und iſt in erſter Linie für die Sicherung der Pfarrbaulaſt 
zu verwenden. i ö 1 
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| 5 Artikel IV. 5 | 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch das Konſiſtorium unter 8 
Mitwirkung des Bezirksſynodalausſchuſſes erlaſſen. 5 . a 
Artikel V. 
Dieſes Kirchengeſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Berlin, am 4. Februar 1922. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
a: a beauftragten Staatsminiſter. f 
Severing. v. Richter. Wendorff. 


5 Notberordnung | 
zur vollen Ausnutzung des kirchlichen Vermögens für die Bedürfniſſe der Pfarrbeſoldung. 
= =: Vom 4. Februar 1922. | 


Grund des § 76 Nr. 1 der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 12. April 1882 wird, 
9 P 


nachdem der Geſamtſynodalausſchuß ſowohl die Unaufſchieblichkeit anerkannt als auch dem Inhalte dieſes 
Erlaſſes zugeſtimmt hat, bis zur demnächſtigen geſetzlichen Geſamtregelung des Pfarrverſorgungsweſens für 
evangeliſch⸗reformierte Kirche der Provinz Hannover verordnet, was folgt: i 


Artikel J. 


5 8 1. : * >. 
Aus den Erträgen des Pfarrſtellenvermögens für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit find zur 
nächſt diejenigen Leiſtungen im Sinne des § 28 der Satzungen der Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche 
m 26. Mai 1909 zu decken, welche dieſen Teilen des Stelleneinkommens bisher oblagen. Danach ſind bei 
den in der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen aus den Vermögenserträgen die im § 11 Abſ. 3 Satz 1 
des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 bezeichneten Leiſtungen bis zur Höhe desjenigen laufenden 
Betrags zu beſtreiten, der bis zum Rechnungsjahre 1920 aus ihnen gedeckt wurde. g f 
Die hiernach noch verbleibenden Vermögenserträge find mit Wirkung vom 1. April 1920 ab aus 
ßlich zur Aufbeſſerung des dem Stelleninhaber bisher geſetzlich zuſtehenden Pfründen⸗, Negulativ, oder 
dienſteinkommens leinſchließlich von Zuſchüſſen gemäß SS 3, 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 
ſowie von Mietentſchädigungen) bis auf ein ſolches Einkommen zu verwenden, wie der Geiſtliche es nach 
den jeweils geltenden Grundſätzen für die landeskirchliche Übergangsverſorgung des Pfarrerſtandes erreichen f oll. 


Soweit die Erträge des Pfarrſtellenvermögens für dieſe Aufbeſſerung nicht ausreichen, find aushilſs⸗ 
weiſe die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des örtlichen Kirchen⸗ 
vermögens heranzuziehen, ſoweit dieſe nicht zur Deckung der bisherigen Kirchenlaſten verwendet werden. Im 


” 
1 


übrigen iſt die Kirchengemeinde zu dieſer Aufbeſſerung verpflichtet. Dies gilt auch zugunſten ſolcher Seife 
lichen, deren Pfarrſtelle nicht bei der Alterszulagekaſſe verſichert iſt oder die ſich gemäß § 12 des Pfarr. 
beſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 einen Nießbrauch am Stellenvermögen vorbehalten haben. 8 


Fur die unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden findet hinſichtlich der Heranziehung ihrer Kirchen 
vermögen § 11 Abſ. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 entſprechende Anwendung. ee 


8 3. 7 

; Die Aufbeſſerung nach §8 1, 2 hat in Form bis auf weiteres zahlbarer Zuſchüſſe zu geſchehen, deren 
Feſtſetzung mit kirchenaufſichtlicher Genehmigung dem Kirchenrat obliegt. . 

In allen Fällen kann das Konſiſtorjum in Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuß nach Ar 
hörung der Kirchengemeinde und des Bezirksſynodalborſtandes anordnen, daß ein ſolcher Zuſchuß bis auf 
weiteres geleiſtet werde. i 

x Dieſe Zuſchüſſe ſtellen geſetzliche, aus dem kirchlichen Vermögen, gegebenenfalls durch die Kirchen⸗ 
gemeinde zu beſtreitende Leiſtungen dar. 

2 84. 


Eine Verwendung der bezeichneten Erträge des Kirchenvermögens zur Verminderung bisher erhobener 
Kirchenſteuern unter deren für das Rechnungsjahr 1920 planmäßig vorgeſehenen Betrag iſt erſt nach Er⸗ 
füllung der Zuſchußpflicht aus § 2 zuläſſig. N a 7 
155 Sad: 


„Kirchengemeinden, die bei Unzulänglichkeit des Pfarr- oder Kirchenvermögens zwecks Bereitſtellung von 
uſchüſſen im Sinne des § 3 ihre Kirchenſteuerbelaſtung über deren für das Rechnungsjahr 1920 planmäßig 
orgeſehenen Umfang hinaus erhöhen, kann auf Antrag dieſe Erhöhung auf die bevorſtehende Erhöhung der 
ndeskirchlichen Umlagen ganz oder teilweiſe angerechnet werden. Uber den Antrag beſchließt das Konſiſtorium 

Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuß endgültig. ee 8 


Artikel II. 
. 8 1. 5 2 15 
Soweit die für das Rechnungsjahr 1920 und die Folgezeit einkommenden Erträge des Mfarzftellen 
mögens den Deckungsbedarf nach Artikel I § 1 überſteigen, find ſie zu einem Drittel bei der beteiligten 
Pfarrſtelle als Rücklage anzuſammeln. Zu einem weiteren Drittel dieſes Uberſchuſſes find fie der beteiligten 
Kirchengemeinde für allgemeine örtliche kirchliche Bedürfniſſe zu überweiſen, während das letzte Drittel an 
den landeskirchlichen Hilfsfonds zwecks Unterſtützung leiſtungsunfähiger Pfarrſtellen und Gemeinden bei Auf- 
gung ihrer Pfarrbeſoldungslaſten abzuführen ift. + Rn 


Die Feſtſetzung dieſer Beträge erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stelleninhabers, 
der Kirchengemeinde und des Bezirksſynodalporſtandes. Wegen der Anteilsberechtigung mehrerer unter einem 2 
Pfarramte vereinigter Gemeinden findet 9 11 Abf. 4 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 ſinn⸗ 5 
gemäße Anwendung. i VVV 3 
SE 88, 
Soweit die Erträge eines gemäß § 12 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes vom 26. Mai 1909 dem Stellen 
haber überlaſſenen Nießbrauchs nach Abzug des Übernabmepreifes und etwaiger Werbungskoſten unter Zu⸗ 
chnung der fonftigen Dienſtbezüge den Deckungsbedarf im Sinne des Artikel 1 8 J überſteigen, unterfallen 
gleichfalls der Abgabepflicht nach § J. 5 
Die im 85 10 Abf. 3 bis 5 der Ruhegehaltsordnung vom 26. Mai 1909 vorgeſehenen Leiſtungen 
en ſeit dem 1. April 1920 außer Hebung. 


Artikel III. 
Sl 


AUrnbeſetzte oder freiwerdende Pfarrſtellen dürfen erſt wieder beſetzt werden, nachdem das Ronfiftorium 
ausdrücklich anerkannt hat, daß ſie für die pfarramtliche Verſorgung des beteiligten Pfarrbezirkes unentbehrlich 
find, Die Verſagung dieſes Anerkenntniſſes bedarf der Zuſtimmung des Geſamtſynodalausſchuſſes. 


8 2. a 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, ſich Zuweiſungen benachbarter Pfarrbezirke oder der Amtsgeſchäfte 
anderer Pfarrſtellen ihrer Kirchengemeinde ohne beſondere Vergütungen gefallen zu laſſen. Bei dauernden 
uweiſungen kann ihnen innerhalb ihres bisherigen oder entſprechend erweiterten Pfarrbezirks ein anderer 
eigneter Amtsſitz angewieſen werden, ſoſern die Verlegung im Intereſſe einer günſtigeren Verwaltung des 
neuen Pfarrbezirks notwendig iſt. 


9 8. Er 
Das Einkommen unbeſetzter Pfarrſtellen ift nach Beſtreitung der ihnen obliegenden geſetzlichen Leiſtungen 
in erſter Linie zur Beſoldung etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte, ſodann zur Deckung der für die Ver⸗ 
richtung der Pfarramtsgeſchäfte neu erforderlich werdenden Fuhrkoſten und danach zur Aufbeſſerung der 
Beſoldung des das erledigte Pfarramt bzw. die erledigte Pfarrſtelle verwaltenden Geiſtlichen gemäß Artikel I 
zu verwenden. Nach den gleichen Grundſätzen iſt bei Parochialregelungen zwecks Aufhebung oder dauernder 
Verbindung von Pfarrſtellen zu verfahren, mit der Maßgabe, daß letzteren Falles die nach Deckung der 
Koſten etwaiger Pfarrhilfs⸗ oder »erſatzkräfte ſowie etwaiger Fuhrkoſten verbleibenden Einkommensteile das 
emeinſame Stelleneinkommen zu bilden haben. N 35 
Der Reinerlös aus der Nutzung der Dfarrhaus und Gartengrundſtücke unbeſetzt bleibender Pfarrſtellen 
fällt der Kirchenkaſſe der beteiligten Gemeinde zu und iſt in erſter Linie für die Sicherung der Pfarrbaulaſt 
zu verwenden. ö ; 
EEE Artikel IV. 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Vorſchriften werden durch das Konſiſtorium in 
Gemeinſchaft mit dem Geſamtſynodalausſchuſſe erlaſſen. 5 = 


* 
* 


8 5 OR Artikel V. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, am 4. Februar 1922. 


Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 
ö beauftragten Staatsminiſter. a f 
Severing. v. Richter. Wendorff. 


24 


Gr. 12301.) Geſetz über die Erhöhung der Kataſter⸗Fortſchreibungsgebühren. Von 14. Juni 1922 


2 


er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


$1. s ee 
 Hüe die Fatafteramtliche Fortſchreibung derjenigen Liegenschaften und Gebäude, in deren Eigen- 
tumsverhältnis ein Wechſel eintritt, haben die Erwerber eine Fortſchreibungsgebhühr zur Staatskaſſe 
zu entrichten. Die Gebührenſätze werden durch den Jinanzminiſter in der Höhe feſtgeſetzt, daß 
ſie die Koſten der Fortſchreibung decken. i f . 5 


2 82, 
Eine Fortſchreibungsgebühr wird nicht erhoben: 
1. wenn der Eigentümer im Grundbuche gebührenfrei eingetragen wird; 


2. wenn die Fortſchreibung aus Anlaß der Veräußerung der nicht im Grundbuch ein 
getragenen Liegenſchaften und Gebäude ſtattfindet. N i . 


Die entgegenſtehenden Beſtimmungen im § 38 Abſ. 1 des Geſetzes vom 8. Februar 1867, 
betreffend die definitive Unterverteilung und Erhebung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen 
Rieter des Staates (Geſetzſamml. S. 185), im § 5 der Verordnung vom 12. Dezember 1864, 
betreffend die Feſtſtellung und Unterverteilung der Grundſteuer in den beiden weſtlichen Provinzen 
Geſetzamml. S. 683), und im § 18 des Geſetzes vom 21. Mai 1861, betreffend die Einführung 
einer allgemeinen Gebäudeſteuer (Geſetzſamml. ©. 317, werden aufgehoben. : 


an 83 
Dieſes Geſetz hat keine Geltung für die Inſel Helgoland. 


a 8 5 a 
tx § 9. 
Mit der Ausführung des Geſetzes iſt der Finanzminiſter beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. 
igen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 


Berlin, den 14. Juni 1922. 


Eregel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
f Sa v. Richter. 


SER 


ee 


(Nr. 12302.) Geſetz, betreffend die vorläufige Regelung der kommunalen Verhältniſſe der Kreiſe Merzig 
8 und St. Wendel. Vom 20. Juni 1922. Se Be 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

8 er | 2 

Mit Rückſicht auf die in dem Friedensvertrag übernommene Verpflichtung des Neichs und 

des Landes Preußen, vorübergehend auf die Regierung des Saargebiets zu verzichten, wird folgende 
einſtweilige Regelung getroffen: f 8 f 2 


1 
rn 


e e 
Bis zur Wiederherſtellung der preußiſchen Regierungsgewalt über die zum Saargebiete 
gehörigen Teile der Kreiſe Merzig und St. Wendel gelten die unter preußiſcher Verwaltung ver⸗ 
bliebenen Reſtkreiſe Merzig und St. Wendel als Kreiſe im Sinne der Kreisordnung für die Rhein⸗ 
provinz und der ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften. An die Stelle des Landrats tritt der Kreis. 
verwalter. 8 


5 


Für denſelben Zeitraum wird die Landgemeinde Britten des Reſtkreiſes Merzig der Land 
bürgermeiſterei Losheim zugeteilt. i x 
x . 5 8 4. 5 5 
Von der gemäß § 97 der Kreisordnung für die Rheinprovinz auf die ungeteilten Kreiſe 
ntfallenden Jahresrente iſt von dem Landeshauptmann gemäß dem im $ 97 der Kreisordnung 
für die Rheinprovinz vorgeſehenen Verteilungsmaßſtab ein entſprechender Betrag für die Reſtkreiſe 
eſtzuſetzen und zur Verteilung zu bringen. = . 5 5 2 
Der auf die zur Zeit unter nichtpreußiſcher Verwaltung ſtehenden Kreisteile entfallende Anteil 
an der Jahresrente iſt bei der Landesbank der Rheinprovinz zinsbar anzulegen. Die Jahresbeträge 
und Zinſen werden nach Wiederherſtellung der preußiſchen Regierungsgewalt den Kreiſen Merzig 
und St. Wendel ausgezahlt werden. N i 5 
Be DE N 9. 5. Se 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft und hat rückwirkende Geltung 
vom 10. Januar 1920 ab. N f = 


$ 6. i 

Mit der Ausführung des Geſetzes wird der Miniſter des Innern beauftragt. ER 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
ßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. ä 5 VV 
Bererlin, den 20. Juni 1922. 


bio Das Preußische Staatsminiſterium. Be 
J ran one. | ur 
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